
 
 

 

 
 

 

  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Die Initiative Digitale Altersvorsorge ist ein Zusammenschluss von digitalen Unternehmen der Finanzbranche, 

die in der Altersvorsorge engagiert sind – als Anbieter von Produkten der privaten und betrieblichen Altersvor-

sorge oder als Dienstleister, um diese Produkte zu ermöglichen. Der Initiative Digitale Altersvorsorge gehören 

ginkgo, lemon.markets, Raisin, Smartbroker, Upvest, Vanguard und Baader an. Das Ziel der Initiative Digitale 

Altersvorsorge ist es, die Rahmenbedingungen für faire, kostengünstige und renditestarke kapitalmarktorien-

tierte Produkte in der Altersvorsorge zu verbessern, um Kundinnen und Kunden bestmöglich bedienen zu kön-

nen. 

 
www.initiative-digitale-altersvorsorge.de 

Kontakt: Markus Becker-Melching; markus.becker-melching@initiative-altersvorsorge.de Lobbyregister: R007969 
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Grundsätzliche Positionierung 

Das grundsätzliche Konzept der Frühstartrente, wie es im Koalitionsvertrag beschrieben und in den fol-

genden Beschlüssen der Koalition weiter detailliert wurde, haben wir von Anfang an unterstützt: Staatli-

che Zuschüsse für ein Altersvorsorgedepot, damit sich Kinder und Jugendliche und deren Erziehungs-

berechtigte frühzeitig mit Kapitalmarktanlagen beschäftigen und grundsätzliche individuelle Anlageent-

scheidungen treffen müssen; private Anbieter, die aus eigenem Interesse Finanzbildung vorantreiben. 

Verbunden mit Rahmenbedingungen, die Zuzahlungen Dritter incentivieren, und attraktive Verwen-

dungsmöglichkeiten zum Beispiel für Ausbildung oder Eigentumserwerb sind ein rundes Konzept, die 

mangelnde Kapitalmarktbeteiligung in Deutschland anzugehen. 
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Vor diesem Hintergrund unterstützen wir den Referentenentwurf des Finanzministeriums. Insgesamt ist 

eine schlanke und bürokratiearmen Umsetzung des Vorhabens gelungen. Unsere Unterstützung gilt 

insbesondere für folgende Vorschläge: 

 

▪ Die Nutzung des Standard-Depots des Altersvorsorgevertrags (§ 3 Abs. 1 FrühStRG-E) ein-

schließlich des Kostendeckels (§ 3 Abs. 2 FrühStRG-E) ermöglicht eine effiziente und kostenspa-

rende Anlage. 

 

▪ Die Schaffung von Zuzahlungsmöglichkeiten für Dritte (§ 3 Abs. 3 FrühStRG-E) zu den Zuschüs-

sen (§ 2 Abs. 1 FrühStRG-E) ist ein wichtiger und notwendiger Ansatz, einerseits die Möglichkeiten 

eines sehr frühen Aufbaus einer leistungsfähigen Altersvorsorge zu unterstützen und andererseits 

die Möglichkeiten der Frühstartrente für die Finanzbildung zu entfalten. Hier sind weitere Maßnah-

men erforderlich (siehe unten zum Verbesserungspotenzial). 

 

▪ Die Übertragungsmöglichkeit des gebildeten Kapitals bei Volljährigkeit in ein reguläres Alters-

vorsorgedepot (§ 12 Abs. 2 FrühStRG-E) sowie die Möglichkeit, einen begünstigten Vertrag im 

Wege des späten Vertragsschlusses noch bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres abzuschließen 

(§ 9 Abs. 2 FrühStRG-E), ermöglichen individuelle Entscheidungen über das bis dahin gebildete 

Kapital und sind ein wichtiger Faktor für Wettbewerb in der Altersvorsorge. 

 

▪ Wichtig ist die Klarstellung, dass im Standarddepot keine Beratung erforderlich ist (§ 1 Abs. 1f 

AltZertG-E). Auch dies ist im Interesse effizienter Prozesse und Ausdruck einer Wertung, die der 

Gesetzgeber mit der Einführung des Standarddepots bereits vorgenommen hat. 

 

 

Verbesserungspotenzial 

▪ Die bereits seit längerem aus fiskalischen Gründen getroffenen Entscheidungen, zum Beginn 

nicht alle Jahrgänge, sondern nur die Sechsjährigen einzubeziehen und auf die steuerliche För-

derung von Zuzahlungen sowie die Dynamisierung der Förderung und der Obergrenze der Zu-

zahlung zu verzichten, erwähnen wir der Vollständigkeit halber. Ersteres halten wir für ein Problem 

der Gerechtigkeit, zweiteres für eine Frage der Attraktivität. Richtig wäre, eine steuerliche Incenti-

vierung von Zuzahlungen zu schaffen, sofort alle Kinder- und Jugendlichen bis zum 18. Lebensjahr 

einzubeziehen und perspektivisch die Frühstartrente bereits ab Geburt zu starten.  

 

Es sollte auch überlegt werden, Zuzahlungen des Arbeitgebers der Erziehungsberechtigen der Be-

günstigten bei diesem steuerliche abzugsfähig zu machen. 
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▪ Das Verbot von Abschluss- und Vertriebskosten (§ 3 Abs. 1 Nummer 1 FrühStRG-E) ist nicht 

erforderlich, da diese Kosten bereits vom Kostendeckel erfasst sind. Vielmehr hindert es einerseits 

eine breite Durchdringung mit Frühstartrenten, da bestimmte Vertriebsformen damit faktisch von 

der Frühstartrente ausgeschlossen werden, und andererseits eine transparente Darstellung der 

Kosten des Produkts, da natürlich auch bei der Frühstartrente ein Vertrieb stattfindet und damit 

entsprechende Kosten entstehen, die bei Beibehaltung des Vorschlags möglicherweise anderen 

Kategorien zugeordnet werden. 

 

▪ Die Attraktivität von Zuzahlungen wird weiter dadurch eingeschränkt, dass die Frühstartrente 

über ein reguläres Altersvorsorgedepot nur für die Rentenphase genutzt werden kann – eine Ver-

wendung, die die Zuzahlenden möglicherweise nicht mehr selbst erleben werden. Es wäre deshalb 

sinnvoll, abweichend von § 1 Abs. 1 AltZertG eine (vollständigen) Entnahme für sehr be-

schränkte Verwendungen wie Ausbildung und Studium zuzulassen. Wir sehen die Gefahr, dass 

die Frühstartrente sonst zur reinen Mitnahme staatlicher Zuschüsse ohne den Finanzbildungseffekt 

wird. 

 

▪ Die Lösung, dass bei Abschluss mehrerer Verträge der ältere Vertrag gilt (§ 13 Abs. 2 Früh-

StRG-E), ist nicht praktikabel. Die Prüfung erfolgt erst nach der nachgelagerten Übermittlung des 

Antragsdatensatzes (§ 5 Abs. 4 FrühStRG-E) an die zentrale Stelle (§ 6 Abs. 1 FrühStRG-E) – und 

das auch noch quartalsweise gesammelt spätestens bis zum Ende des auf das Kalendervierteljahr 

folgenden Monats. Eine Prüfung im Moment des Vertragsschlusses ist derzeit nicht vorgesehen. 

Der zweitabschließende Anbieter führt so einen vollständigen Onboarding-Prozess durch und er-

hält erst danach mit wesentlicher Zeitverzögerung eine Abweisung. Er hat also einen erheblichen- 

Aufwand ohne Ertrag plus der Erklärungslast gegenüber der Familie (§ 13 Abs. 3 FrühStRG-E). 

Wir schlagen vor, eine Echtzeit- oder Vorabprüfmöglichkeit bei Vertragsschluss, ob bereits ein be-

günstigter Vertrag besteht, vorzusehen. Die Infrastruktur dafür sollte vorhanden sein, da das Al-

tersvorsorgedepot bereits die unverzügliche Meldung vorsieht. 

 

▪ Die Default-Lösung über eine kollektive Anlage durch die Bundesbank (§ 21 FrühStRG-E) ist mit 

erheblichen Nachteilen für die Finanzbildung und den fairen Wettbewerb verbunden. Wir bedauern, 

dass die Idee einer privatwirtschaftlich organisierten Default-Lösung, die in anderen Ländern funkti-

oniert, nicht aufgegriffen und ausgearbeitet wurde. Deshalb muss klargestellt werden, dass es das 

Leitbild des Gesetzgebers ist, mit der Frühstartrenten einen eigenverantwortlichen Einstieg in 

eine aktive Altersvorsorge zu unterstützen. Keinesfalls darf der Eindruck entstehen, die Früh-

startrente sei eine staatlich organisierte Ergänzung zur Gesetzlichen Rentenversicherung und be-

dürfe keines persönlichen Engagements. So ließe sich die – auch von der Alterssicherungskom-

mission festgestellte – Versorgungslücke nicht schließen. Insbesondere ist es erforderlich, dass die 

Eltern aktiv ermutigt werden, eine eigenständige Anlageentscheidung zu treffen. 
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Die gesetzlich vorgeschriebene Anlagestrategie der Kollektivanlage (§ 24 Abs. 3 FrühStRG-E) 

legt die Grundlage für eine effiziente, renditestarke und risikominimierte Anlage fest. Die damit ver-

bundenen Nachteile (siehe unten zur Finanzbildung) müssen gesehen, akzeptiert und gemanagt 

werden.  

 

▪ Individuelle Startkapital-Vorabauskunft über die Schnittstelle zur zentralen Stelle: Die gefor-

derte Echtzeit- bzw. Vorabprüfung bei Vertragsschluss sollte um eine individuelle Startkapital-Aus-

kunft ergänzt werden. § 26 Abs. 1 FrühStRG-E sieht zwar eine quartalsweise Veröffentlichung der 

Startkapitalhöhe je Geburtsjahrgang und -monat vor; wegen möglicher individueller Kürzungen 

(§ 10 Abs. 3 FrühStRG-E) kann der Anbieter daraus jedoch keine verbindliche Aussage ableiten. 

Eine Vorabauskunft über die ohnehin bestehende Schnittstelle würde es ermöglichen, insbeson-

dere volljährigen Anspruchsberechtigten beim Abschluss verlässlich zu nennen, welches Startkapi-

tal übertragen wird – ein zentraler Faktor für die vom Gesetzgeber gewünschte Überführung der 

kollektiven in die individuelle Anlage. 

 

▪ Klarstellung zum Datennutzungsverbot: Nach § 17 Abs. 2 FrühStRG-E darf der Anbieter die im 

Verfahren bekannt gewordenen Daten nur „zur Durchführung dieses Gesetzes“ verwenden. Streng 

gelesen untersagt dies dem Anbieter auch die aktive Ausspielung von Finanzbildungsinhalten, 

kindgerechter Depotinformation oder Hinweisen auf Zuzahlungsmöglichkeiten – also genau der 

Kommunikation, die der Gesetzgeber in § 7a Abs. 2 AltZertG-E als Bildungsauftrag der Anbieter 

ausdrücklich einfordert. Dieser Widerspruch sollte durch folgende Formulierung aufgelöst werden: 

 

In § 17 Abs. 2 FrühStRG-E wird folgender Satz angefügt: „Zur Durchführung dieses Gesetzes ge-

hören auch die Information des Anspruchsberechtigten und seiner gesetzlichen Vertreter über die 

Frühstartrente und die Wertentwicklung des Vertrags sowie Maßnahmen der finanziellen Bildung 

im Sinne des § 7a Absatz 2 des Altersvorsorgeverträge-Zertifizierungsgesetzes.“ 

 

▪ Vereinfachte Sorgfaltspflichten nach dem Geldwäschegesetz: Der Abschluss eines Depots für 

Minderjährige erfordert nach heutiger Praxis die Identifizierung des Kindes und seiner gesetzlichen 

Vertreter – im digitalen Prozess der größte Abbruchtreiber. Die Frühstartrente weist dabei struktu-

rell ein minimales Geldwäscherisiko auf: gedeckelte Einzahlungen, keine Beleihbarkeit, keine Ver-

äußerbarkeit, keine Auszahlung vor Vollendung des 65. Lebensjahres, Auszahlung ausschließlich 

als Altersleistung. Wir regen an, den begünstigten Vertrag nach § 3 Abs. 1 FrühStRG-E gesetzlich 

als Fallgruppe vereinfachter Sorgfaltspflichten im Sinne des § 14 GwG einzustufen bzw. eine ent-

sprechende Klarstellung in der Gesetzesbegründung vorzunehmen. Dies entspräche der etablier-

ten risikobasierten Behandlung zertifizierter Altersvorsorgeprodukte. 
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▪ Digitale Identifizierung über staatliche Verfahren: Der Entwurf schafft mit dem Ident-Abgleich 

beim BZSt (Steuer-Identifikationsnummer, Geburtsdatum, Wohnsitz) bereits eine staatliche Verifi-

kationsinfrastruktur, nutzt sie aber ausschließlich für die Anspruchsprüfung. Es sollte klargestellt 

werden, dass die Identifizierung im Rahmen des Vertragsschlusses auch über eID/BundID oder – 

soweit datenschutzrechtlich zulässig – unter Rückgriff auf den ohnehin stattfindenden behördlichen 

Datenabgleich erfolgen kann. Dies würde Medienbrüche beseitigen, ohne das Schutzniveau zu 

senken. 

 

▪ Rechtssicherer Vertragsschluss durch einen Elternteil: Der Entwurf setzt den elektronischen 

Abschluss voraus (vgl. Begründung zu § 1 Abs. 1f AltZertG-E), regelt aber die Vertretung des min-

derjährigen Anspruchsberechtigten nicht. Nach den allgemeinen Regeln (§§ 1626, 1629 BGB) 

wäre im Regelfall die Mitwirkung beider sorgeberechtigter Elternteile erforderlich; zudem ist der be-

günstigte Vertrag wegen Kündigungsausschluss und Verfügungssperre nicht zweifelsfrei „lediglich 

rechtlich vorteilhaft“. Für ein digitales Massenverfahren braucht es hier Rechtssicherheit. Wir schla-

gen eine gesetzliche Regelung vor, wonach – analog zum Kindergeldantrag (§ 67 EStG) – der An-

trag und der Abschluss des begünstigten Vertrags durch einen Elternteil genügen und eine fami-

liengerichtliche Genehmigung nicht erforderlich ist. Das Widerspruchsrecht des anderen Elternteils 

bleibt unberührt. 

 

 

Finanzbildung 

Wir unterstützen die Verpflichtung, dass die privaten Anbieter (§ 7a Abs. 2 AltZertG-E) und die Bun-

desbank für die Kollektivanlage (§ 26 FrühStRG-E) durch Berichterstattung und Information zur Fi-

nanzbildung beitragen sollen. Insbesondere die Aktivitäten der privaten Anbieter – das zeigt bereits die 

heutige Praxis – sind ein wichtiger Hebel zur Verbesserung der Finanzbildung. 

 

Wir glauben aber, dass dies nicht ausreicht. Wichtig ist ein integriertes Gesamtkonzept, dass bei 

der Ausgestaltung der Frühstartrente beginnt: 

 

▪ Wie oben beschrieben, muss über die Frühstartrente in den Familien diskutiert werden. Dies ge-

lingt insbesondere durch die attraktive Möglichkeit von Zuzahlungen – so werden Eltern, Groß-

eltern und andere Erwachsene involviert.  
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▪ Die kollektive Anlage bei der Bundesbank wird immer kostengünstiger sein als die Frühstart-

rente bei einem privaten Anbieter: individuelle Wahlmöglichkeiten und die Kosten einer individuel-

len Depotführung fallen bei der Bundesbank weg. Die Bundesbank muss die Berichterstattung 

über die Renditen der Kollektivanlage (§ 26 FrühStRG-E) in diesen Kontext einbetten. 

 

▪ Die Default-Lösung wird mit dem erheblichen Nachteil erkauft, dass die von der kollektiven An-

lage abgedeckten Kinder und Jugendlichen nicht direkt durch Finanzbildungsaktivitäten der priva-

ten Anbieter und eine individuelle Berichterstattung über die Depotentwicklung erreicht werden. Ein 

Kernziel der Frühstartrente läuft also ins Leere. 

 

▪ Zum Erreichen der von der kollektiven Anlage abgedeckten Kinder und Jugendlichen und zur Flan-

kierung der Aktivitäten der privaten Anbieter ist ein Gesamtkonzept Finanzbildung erforderlich. 

Bund und Bundesbank müssen hier die Koordinierung übernehmen. Die Bundesländer müs-

sen sich engagiert an dem Projekt beteiligen. Die Schulen der Sekundarstufe I, die heutigen Ak-

teure der Finanzbildung und die privaten Anbieter müssen einbezogen werden. Es braucht eine 

bundeseinheitliche Lösung, die schnell und flächendeckend umgesetzt wird. 

 

 


